SITZUNGSVORLAGE

Betreff:
220. Vergleichende Priifung "Kultur"

LANDESHAUPTSTADT

P S

I
WIESBADEN

kg

Nr.l21-V-41-0013

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) i/ 41

(Umsetzung von Empfehlungen aus dem Schlussbericht vom 25.03.2020 im Bereich der

Beschatftigungsverhaltnisse)
Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt

T

nicht erforderlich erforderlich

Ké&mmerei reine Personalvorlage | = s.unten *
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich o
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich f'“
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f“
StralRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich .
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich f‘
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f‘
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefullt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich .
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich .
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder L]
ihasdst(\:/ﬁll;c;rsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich (v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich fe nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

Imholz

Stadtkdmmerer

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 07.06.2021

X Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. gez. Imholz

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 4.950.031,87 €
in %: 5,4
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pllupl E l_'tr::g) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
n
Summe einmalige Kosten:
p.a. 76.200 49.020 1300069 Kulturamt/ Filmarbeit
27.180 | 1300069 Kulturamt/Filmarbeit
Summe Folgekosten: 76.200 49.020 27.180

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Empfehlungen aus dem Schlussbericht der 220. Vergleichenden Prifung "Kultur", die im
Jahr 2019 bei 14 hessischen Kommunen, darunter Wiesbaden, durchgefiihrt wurde beinhalten
u.a. die Priufung und erforderliche Umwandlung von Honorartatigkeiten in
sozialversicherungspflichtige Beschéaftigungsverhaltnisse. Die Vorlage skizziert und beantragt
die entsprechende Erfordernis bzw. Realisierung.

Anlagen:

C Beschlussvorschlag:

1.

2.2

2.3

2.4

2.5

3.1

3.2

3.3

Es wird Kenntnis genommen, dass im Rahmen der 220. Vergleichenden Prufung Kultur
des Landesrechnungshofs die Priifgesellschaft Kienbaum Consultants International
GmbH empfohlen hat: ,,beziiglich des Einsatzes von Honorarkréften wird angestrebt, den
Status des nicht-festangestellten Personals einer Uberpriifung zu unterziehen und -
soweit erforderlich - die Vertrdge der betreffenden Personen in ein
(sozialversicherungspfiichtiges) Arbeitsverhélinis zu tiberfihren.”

Es wird des Weiteren Kenntnis genommen, dass

Im Bereich des Kulturamtes (Filmarbeit/ Caligari-FilmBuhne) in den Bereichen Kasse/
Filmvorfuhrung/ Einlass neben festangestellten Mitarbeiterinnen/ Mitarbeitern
Honorarkréafte auf Rechnung (Gewerbeschein) die gleichen Téatigkeiten durchfiihren,

nach interner Prifung fur den Bereich der Caligari FilmBuhne die Umwandlung der
Honorarbeschéftigungen in sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhaltnisse erforderlich
ist,

hierfur die Schaffung von zusétzlichen 1,5 Vollzeitaquivalenten TVOD E 5 mit
Arbeitgeberbruttokosten von insgesamt 76.200 € erforderlich ist,

sich nach Verrechnung mit den bislang gezahlten Honorarbetréagen eine finanzielle
Zusatzbelastung von rund 49.020 € p.a. ergibt,

dieser Betrag von Dez. ll/41 als ,weiterer Bedarf' zum Haushalt 2022/23 angemeldet
wurde.

Es wird beschlossen, dass

zum Stellenplan 2022/23 die unbesetzten Planstellen Nr. 20181 und 20134 A u. B bei
Dez. lll/ 40 im Gesamtumfang von 1,58 VZA zu einer Vollzeitplanstelle Nr. 20134 und
einer Planstelle Nr. 20181 im Umfang von 0,5 VZA jeweils im Stellenwert E5 TV6D bei
Dez. lll/ 4108 umgewandelt werden.

die aufbauorganisatorischen Voraussetzungen zur Verwendung der Planstellen durch
Dez. 1I/41i.V. mit Dez. I/15 nach Genehmigung des Stellenplans 2022/2023 zu schaffen
sind.

im Rahmen der neuen Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ff. das
Personalkontingent (Basiswert) des Stammpersonals von Dezernat Ill/ 41 nach
Genehmigung des Haushalts und Stellenplans 2022/ 2023 um 1,5 VZA zu erhéhen ist.
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D Begriindung

|. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

|.__Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Der Schlussbericht der 220. Vergleichenden Prifung wurde der Landeshauptstadt Wiesbaden mit
Schreiben des Hessischen Rechnungshofs - Uberértliche Priifung kommunaler Korperschaften -
vom 25.03.2020 Ubermittelt und mit Sitzungsvorlage 20-V-41-0004 tber den Magistrat der
Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis gegeben. Mit Beschluss Nr. 0143 vom 02.07.2020
wurde der Schlussbericht von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen.

Mit der Sitzungsvorlage 20-V-41-0008 wurde von Dezernat Ill berichtet, wie die Umsetzung der
Empfehlungen angegangen werden soll (Beschluss Nr. 0241 der Stadtverordnetenversammlung
vom 17.09.2020).

In der Sitzungsvorlage 20-V-41-0008 wurde ausgefihrt, dass ,,beztiglich des Einsatzes von
Honorarkréften wird angestrebt, den Status des nicht-festangestellten Personals einer Uberpriifung
zu unterziehen und - soweit erforderlich - die Vertrdge der betreffenden Personen in ein
(sozialversicherungspfiichtiges) Arbeitsverhdltnis zu tiberfihren.”

Fir den Bereich der Caligari-FilmBuhne ist festzustellen, dass die dortigen
Beschéftigungsverhéltnisse von Honorarkréaften umgewandelt werden missen. Neben den bei der
Landeshauptstadt Wiesbaden - Kulturamt - beschaftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden
mit den absolut gleichen Téatigkeiten Personen als Honorarkréfte im Bereich Kasse/ Einlass
eingesetzt. Diese Personen rechnen ihre Stunden bislang mit Rechnungen Uber ihren
Gewerbeschein ab. Diese Verfahrensweise wurde gewéhlt, da die im Stellenplan vorhandenen
Stunden fir Kasse/ Einlass/ Filmvorfihrung in der Caligari-FilmBuhne zu gering bemessen sind.

Eine personal- und sozialversicherungsrechtlich einwandfreie Verfahrensweise und die Vermeidung
des Risikos, dass diese Honorartatigkeiten von der Rentenversicherung als Scheinselbstandigkeit
bewertet werden, macht die Umwandlung der bestehenden Honorartatigkeiten in feste
Beschaftigungsverhéaltnisse erforderlich.

Konkret ergibt sich hierfur folgender Bedarf:

e Umfang der durchschnittlichen jahrlichen Honorarstunden: 2.300
¢ Dies entspricht folgender Arbeitswochen a 39 Stunden: 59 Arbeitswochen
¢ Dies entspricht folgender Anzahl von Vollzeitdquivalenten: 1,5 VZA

Die Arbeitgeberbruttokosten fir die zusatzlichen 1,5 Stellen betragen 76.200 €. Diesen stehen die
bisherigen finanzierten Kosten fiir die Honorarkréafte von rund 27.180 € p.a. entgegen. Somit ergibt
sich ein finanzieller Zusatzbedarf von jahrlich 49.020 €. Dieser Betrag wurde als ,weiterer Bedarf*
zum Haushalt 2022/23 angemeldet.



Seite 5 der SitzungsvorlageNr. 2 1 -V- 41 -001 3

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 07. Juni 2021
41 3431 fk

Axel Imholz
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

